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FORSCHUNGSBERICHT 

Ablasshandel oder 
emanzipatorisches 
Printmedium? 
Zur armutspolitischen Funktion von 
Straßenzeitungen 
Straßenzeitungen gehören zu den markan-
testen armutspolitischen Innovationen der 
vergangenen Jahre. Während mit der Ent-
wicklung des Sozialstaates Armut weitge-
hend der öffentlichen Wahrnehmbarkeit ent-
zogen wurde, haben die Straßenzeitungspro-
jekte durch die Inhalte der Straßenzeitungen 
und die Platzierung der Verkäufer als sicht-
bare arme Menschen Armut zurück in die 
städtische Öffentlichkeit gebracht. Trotz des 
damit verbundenen starken massenmedialen 
Interesses fehlt bisher eine fundierte Bewer-
tung des armutspolitischen Stellenwertes der 
Straßenzeitungsprojekte. Schwierig erscheint 
insbesondere, dem Medium Straßenzeitung 
eine eigene armutspolitische Funktion zu ge-
ben. Hier setzt dieser Beitrag an und möchte 
auf der Grundlage theoretischer Überlegun-
gen aufzeigen, wie eine armutspolitische 
Funktion von Straßenzeitungen zu denken 
ist und in Anknüpfung an eine empirische 
Untersuchung' die armutspolitischen Leis-
tungen veranschaulichen, die vom Medium 

Straßenzeitung tatsächlich erbracht werden 
können. 

Armut als Stigma 
Um die armutspolitische Bedeutung der Stra-
ßenzeitungen nachvollziehen zu können, hilft 
der Rückgriff auf den Armutsbegriff von Sim-
mel, der die gesellschaftliche Kategorisierung 
armer Menschen in den Mittelpunkt rückt. Er 
betont, dass ein Mensch im sozialen Sinn erst 
durch den Erhalt von Unterstützungsleistun-
gen zu einem armen Menschen wird (Simmel 
1968: 372). 

Armutspolitisch relevant wird die Kategorisie-
rung armer Menschen durch ihre moralische 
Aufladung: Arme Menschen sind als mora-
lisch unzulängliche Menschen konstruiert und 
erfahren deshalb in unserer Gesellschaft Miss-
achtung und werden stigmatisiert. Diese Kon-
struktion und die damit verbundene gesell-
schaftliche Missachtung armer Menschen 
kommt heute beispielsweise in der Diskussion 
über den Missbrauch von Sozialhilfe und Ar-
beitslosenunterstützung zum Ausdruck, wenn 
von .Sozialschmarotzern' gesprochen wird und 
Bezieher von Transferleistungen a priori unter 
den Verdacht des Missbrauchs ihrer Transfer-
leistungen gestellt werden (Uske 2000: 172ff). 

Ihren Ursprung hat diese Konstruktion armer 
Menschen zu Beginn der Neuzeit, als mit der 
Reformation die Erwerbsarbeit moralisch auf-
geladen wurde (Münch 1994). Spiegelbildlich 
dazu wurden erwachsene Menschen, die kei-
ner Erwerbsarbeit nachgehen und Transferleis-
tungen beziehen, als moralisch unzulänglich 
konstruiert. Die zulässigen Ausdrucksformen 
der Missachtung gegenüber armen Menschen 
haben sich im Verlauf der Geschichte gewan-
delt: Während beispielsweise in Arbeitshäu-
sern Freiheitsentzug und körperliche Züchti-
gung noch bis ins 19. Jahrhundert geduldete 
Umgangsformen gegenüber armen Menschen 
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waren (Gerstenberger 1981: 51f), drückt sie 
sich heute nur noch in den oben bereits ange-
sprochenen Formen von Entwürdigung und 
Beleidigung aus. 

Dass die Erfahrung von Missachtung, ähnlich 
wie die ein bestimmtes Maß unterschreitende 
materielle Ausstattung, ein nicht akzeptables 
Defizit der Lebenslage eines Menschen dar-
stellt, wird sichtbar, wenn man sich die indivi-
duellen Folgen von Missachtung vor Augen 
hält: Erfahrungen von Missachtung können zu 
Schamgefühl, Depressionen und einem Rück-
zug aus dem gesellschaftlichen Leben führen 
und die Integrität einer Person gefährden und 
zerstören (Honneth 1998: 212ff). Entsprechend 
nehmen viele bedürftige Personen aus Angst 
vor Stigmatisierung die ihnen zustehende Un-
terstützung nicht in Ansprach (Hartmann 1985: 
1840. 

Betrachtet man die Missachtung gegenüber ar-
men Menschen als ein substantielles Defizit 
ihrer Lebenslage, erscheinen die bestehenden 
sozialen Rechte armer Menschen in einem kri-
tischen Licht: Das staatliche System von Sozi-
alhilfe, Arbeitslosenhilfe und Arbeitslosengeld 
trägt durchaus dazu bei, materielle Mangella-
gen zu lindem. Es ist aber in eine kulturelle 
Logik eingebettet, die den Bezug von Trans-
ferleistungen mit der Erfahrung gesellschaftli-
cher Missachtung verbindet. Gerade in einer 
Zeit, in der ein erheblicher Teil der Bevölke-
rung aus strukturellen Gründen aus dem Sys-
tem der Erwerbsarbeit ausgeschlossen und als 
Empfänger von Transferleistungen dem Risi-
ko gesellschaftlicher Missachtung ausgesetzt 
ist, erweist sich diese Gestaltung sozialer Rech-
te als unzureichend. 

Wege zum Ausbau sozialer Rechte 
Reformvorschläge - wie sie etwa in Becks Ent-
wurf einer pluralen Tätigkeitsgesellschaft oder 
in Forderungen nach einem Recht auf Arbeit 

in Verbindung mit einem gesetzlich garantier-
ten Grundeinkommen zum Ausdruck kommen 
- zeigen Weiterentwicklungen sozialer Rechte 
armer Menschen auf, die dem Problem struk-
tureller Arbeitslosigkeit nachindustrieller Ge-
sellschaften gerecht werden (Beck 1999; 
Schlothfeldt 2000). Formal erfolgt eine Verän-
derung sozialer Rechte, wenn Entwürfe zu ih-
rer Neugestaltung die parlamentarischen Insti-
tutionen durchlaufen haben und gesetzlich ver-
ankert sind. Da der Ausbau soziale Rechte mit 
einer finanziellen Belastung nicht von Armut 
betroffener Menschen einhergeht, lässt er sich 
nur dann plausibel erklären, wenn man davon 
ausgeht, dass er in seiner Gesamtheit kein Null-
summenspiel darstellt, sondern auch für die 
belasteten Gruppen vorteilhaft ist (Kaufmann 
1997: 13f). 

Zusätzlich zu der formalrechtlichen Institutio-
nalisierung bedarf es aber auch eines kulturel-
len Wandels, um die Konstruktion der morali-
schen Unzulänglichkeit armer Menschen auf-
zulösen. Vor dem Hintergrund dieser Voraus-
setzungen zeigen sich drei Ansatzpunkte für 
einen Ausbau sozialer Rechte: 
(1) Ein Blick in die Geschichte deutscher So-
zialpolitik zeigt die Bedeutung sozialer Bewe-
gungen für die Entwicklung sozialer Rechte 
armer Menschen: Die Grundlegung staatlicher 
Sozialpolitik unter Bismarck erfolgte unter dem 
Druck der Arbeiterbewegung, der die gesell-
schaftliche Stabilität in Frage stellte. Die Sozi-
algesetzgebung sollte einer Pazifizierung der 
Arbeiter dienen und sie an den Staat binden 
(Gerstenberger 1981: 42f). Dieser Weg der In-
stitutionalisierung sozialer Rechte beinhaltet die 
Problematik, dass sie schnell nur als Last em-
pfunden werden, weil das Verständnis, sie als 
gesellschaftliche Errungenschaft zu verstehen, 
kulturell zu schwach verankert ist. 

(2) Im Unterschied zu einer Bewegung armer 
Menschen, die auf einer Interessenartikulation 
armer Menschen bemht, diskutiert Boltanski 
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(1993) in seinen Überlegungen zu einer Poli-
tik des Mitleids die Möglichkeit,' dass nicht 
vom Leid betroffene Menschen durch das mas-
senmedial vermittelte Leid anderer Menschen 
Veränderungen in den gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen fordern, um deren Leid ab-
zuschaffen oder zu lindem. Eine Politik des 
Mitleids ist mit Bezug auf arme Menschen nur 
dann denkbar, wenn die entsprechenden Per-
sonen das Bild von der moralischen Unzu-
länglichkeit armer Menschen nicht teilen. Ge-
hen sie hingegen von der moralischen Unzu-
länglichkeit armer Menschen aus, dürften sie 
deren Leid als selbstverschuldet betrachten und 
sich kaum für einen Ausbau sozialer Rechte 
einsetzen. 

(3) Auch Rorty's Überlegungen zu einer Aus-
weitung der Solidarität lassen sich mit der Ent-
wicklung sozialer Rechte armer Menschen ver-
binden. Eine Ausweitung der Solidarität ist 
nach Rorty denkbar, wenn wir entdecken, dass 
wir Fremden jenseits aller bestehenden Unter-
schiede in der Erfahrung von Schmerz und 
Demütigung ähneln (Rorty 1999: 310). Um 
grundsätzlich den Weg für eine Solidarität mit 
armen Menschen zu öffnen, müsste das Bild 
der moralischen Unzulänglichkeit armer Men-
schen dekonstruiert und durch die Vorstellung 
der Kontingenz von Armutslebenslagen ersetzt 
werden. 

Den Massenmedien kommt bei den drei ge-
nannten Ansatzpunkten für eine Ausweitung 
sozialer Rechte eine wichtige Rolle zu. Worin 
sie besteht und ob die Straßenzeitungen sie 
tatsächlich ausfüllen, wird im folgenden Ab-
schnitt zu klären sein. 

Rolle der Straßenzeitungen 
Bei der Entstehung sozialer Bewegungen - der 
ersten Möglichkeit einer Ausweitung sozialer 
Rechte - wird Massenmedien als Teil der In-
frastruktur der Mobilisiemng grundsätzlich eine 
wichtige Bedeutung beigemessen (Rucht 1994). 

Sie können zu einer Mobilisierung beitragen, 
wenn sie Probleme benennen und skandalisie-
ren, Schuldzuweisungen treffen, bei den Le-
sern eine gemeinsame Betroffenheit schaffen 
und Strategien für einen gemeinsamen Kampf 
benennen (Neidhardt/Rucht 1993: 307ff). 

Bereits der erste Typisierungsversuch der deut-
schen Straßenzeitungen mit der Unterschei-
dung in aufklärungsorientierte und verkaufs-
orientierte Straßenzeitungsprojekte ließ ver-
muten (Rosenke 1995: 154), dass den Projek-
ten eine Skandalisierung des Themas Armut 
und Wohnungslosigkeit weitgehend fern liegt 
und sie nur schwerlich als Medium einer so-
zialen Bewegung zu sehen sind. Dieser Ein-
druck bestätigte sich, da in der deutschen Stra-
ßenzeitungslandschaft lediglich das Kölner 
Projekt von unge (später kumm erus) aus-
drücklich den Anspmch verfolgt, ein Forum 
für arme und benachteiligte Menschen zu bie-
ten und über das Medium der Straßenzeitung 
eine Mobilisierung von gleichen Problemen 
betroffener Menschen zu erreichen. Die Köl-
ner Straßenzeitung knüpft damit explizit an 
die Idee des Völksblattes an, auf lokaler Ebe-
ne eine Gegenöffentlichkeit aufzubauen 
(Stamm 1988: 176ff). 

Ihren Anspmch kann das Kölner Straßenzei-
tungsprojekt nur sehr begrenzt einlösen: In der 
Bevölkerung fehlt ein umfangreiches Interes-
se, die Straßenzeitung als Forum zu nutzen, so 
dass die Herausgeber des Blattes viele der er-
scheinenden Beiträge selbst erstellen. Den Bei-
trägen aus der Bevölkerung mangelt es zudem 
oft an der kritischen Ausrichtung, die zu einer 
Mobilisiemng beitragen könnte. Insgesamt ist 
es deshalb dem Kölner Projekt bisher nicht 
gelungen, einen nachhaltigen Beitrag zur Mo-
bilisierung armer oder marginalisierter Men-
schen zu leisten. Durch die geringen Verkaufs-
zahlen, die niedrigen Werbeeinnahmen und feh-
lende Sponsoren fehlt dem Kölner Projekt 
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zudem eine sichere finanzielle Grundlage, so 
dass mit jeder neuen Ausgabe das Fortbeste-
hen der Zeitung in Frage gestellt ist. 

Die Politik des Mitleids, wie sie in den Über-
legungen von Boltanski dargelegt wird, zeigt 
einen anderen Weg für eine Erweiterung sozi-
aler Rechte auf. Während eine soziale Bewe-
gung grundsätzlich eine Interessenvertretung 
in eigener Sache kennzeichnet, beschreibt die 
Politik des Mitleids ein Engagement nicht lei-
dender Menschen für einen gesellschaftlichen 
Wandel, um das Leid anderer zu beseitigen. 
Massenmedien haben in der Konzeption der 
Politik des Mitleids die zentrale Funktion, nicht 
betroffenen Menschen vom Leiden anderer zu 
berichten. Boltanski unterscheidet drei Darstel-
lungsformen des Leidens anderer, die formal 
den Ansprüchen einer Politik des Mitleids ge-
nügen und zu einem Engagement für eine Be-
hebung ihres Leidens führen können (Boltanski 
1993: 91ff): 
Die erste Darstellungsform bringt den Le i -
denden in einen Zusammenhang mit dem 
Verursacher des Leids. Der Text ist als A n -
klage gegen die Verursacher des Leidens zu 
formulieren. Wenn es sich bei dem Verur-
sacher des Leidens nicht um eine klar iden-
tifizierbare Person, sondern um gesellschaft-
liche Institutionen oder Organisationen han-
delt, bedarf es einer Theorie der Dominanz, 
die eine entsprechende Institution oder Or-
ganisation als Verursacher erscheinen lässt. 
Die zweite mögliche Darstellungsform von 
Leid als Grundlage für eine Politik des Mi t -
leids stellt die Gefühle von Dankbarkeit in 
den Vordergrund, das der Leidende durch das 
Einschreiten eines Wohltäters auslöst. 
Schließlich kann auch das Leid als solches 
in seiner ganzen Grausamkeit dargestellt wer-
den. Als Textformen sind hier beispielsweise 
Tagebuchaufzeichnungen oder Portraits 
denkbar, die den Leidenden in seinem ge-
samten Elend darstellen. 

Die Straßenzeitungen enthalten selten und in 
unregelmäßigen Abständen Texte im Stil einer 
Politik des Mitleids. Außer in der Hamburger 
Straßenzeitung Hinz&Kunzt, in der sie auch 
ganze Beiträge ausfüllen, handelt es sich mehr-
heitlich um Passagen von Reportagen, die von 
anders gestalteten Inhalten umgeben sind. 
Dabei wird die Linderung des Leidens armer 
Menschen durch armutspolitische Maßnahmen 
geschildert bzw. Leid in Folge ordnungspoliti-
scher Maßnahmen dargestellt. Entsprechend 
dem Prinzip der meisten Straßenzeitungspro-
jekte, nicht als Mitleidsblätter erscheinen zu 
wollen, fehlen Texte, die die Grausamkeit des 
Leids armer Menschen aufzeigen. Bei dem 
insgesamt geringen Umfang von Texten im Stil 
einer Politik des Mitleids überrascht es kaum, 
dass die Leser und Leserinnen die Straßenzei-
tungen kaum im Sinn einer Politik des Mit-
leids rezipieren. 

Eine Ausweitung der Solidarität kennzeichnet ei-
nen weiteren Pfad zur Erweiterung der sozialen 
Rechte armer Menschen. Die Medien ermögli-
chen uns dabei, Menschen, die wir zuvor als 
Fremde betrachtet haben, in unsere Wir-Gemein-
schaft aufzunehmen und uns für ihr Leid zu sen-
sibilisieren. Hier kommt den Medien die Funkti-
on zu, den Bereich unserer solidarischen Emp-
findungen auszudehnen. Mit der Ausweitung der 
Solidarität ist eine Möglichkeit angesprochen, 
durch einen Aufbruch der Konstruktion der mo-
ralischen Unzulänglichkeit armer Menschen die 
Grundlage für eine Politik des Mitleids zu legen. 
Eine Ausweitung der Solidarität bemht auf Tex-
ten, die den Lebensweg armer Menschen als eine 
kontingente Entwicklung darstellen, welche auch 
dem Leser oder der Leserin der Straßenzeitung 
widerfahren könnte. Dies kann beispielsweise in 
Form von Portraits oder Tagebuchaufzeichnun-
gen erfolgen. 

Mit Ausnahme der Kölner Straßenzeitung von 
unge/kumm erus erscheinen in allen Zeitungen 
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entsprechende Texte in Form von Verkäufer-
portraits. Sie stellen den von den Leserinnen 
und Lesern bevorzugt gelesenen Teil der Stra-
ßenzeitungen dar. Die Portraits werden jedoch 
in unterschiedlicher Weise rezipiert: Teilweise 
führt die Lektüre der Portraits tatsächlich zu 
einem Aufbruch der Vorurteile gegenüber ob-
dachlosen Menschen. Sie eröffnet damit den 
Blick auf das Leid, das mit dieser Lebensform 
verbunden sein kann und trägt so zu einer Er-
weiterung der Solidarität bei. Andere Leser hin-
gegen betrachten Obdachlosigkeit als eine exo-
tische Lebensform und nutzen die Beiträge 
lediglich als Erlebnis einer interkulturellen Be-
gegnung, die ihnen ohne größeres Risiko ei-
nen Zugang zur Lebenswelt obdachloser Men-
schen ermöglicht. 

Schlussfolgerungen 
Die Straßenzeitungen sind durchaus mehr als 
nur Teil eines neu gestalteten Ablasshandels. 
Ihr Potenzial, als Medium die Ausweitung so-
zialer Rechte armer Menschen zu unterstüt-
zen, füllen sie allerdings nur in begrenztem 
Maß aus. Die Ausnahmestellung der Zeitung 
von ungelkumm erus in der Landschaft der 
deutschen Straßenzeitungen und die Erfolglo-
sigkeit, als Medium Protestbewegungen anzu-
regen, ist nicht in erster Linie auf die Funkti-
onsweise der Straßenzeitungsprojekte zurück 
zu führen. Vielmehr scheinen derzeit insgesamt 
die Voraussetzungen für eine Bewegung armer 
Menschen zu fehlen, so dass von den Zeitun-
gen allein kein nachhaltiger Impuls zu einer 
Mobilisierung zu erwarten ist. Der Beitrag der 
Straßenzeitungen zur Ausweitung der Solida-
rität mit armen Menschen erfolgt rein zufällig, 
da in den Projekten keine fundierte Vorstel-
lung einer eigenständigen armutspolitischen 
Funktion der Straßenzeitungen besteht. Ihr 
emanzipatorisches Potenzial - im Zusammen-
hang mit der Ausweitung der moralischen So-
lidarität ebenso wie im Sinn einer Politik des 
Mitleids - könnte bei einem entsprechenden 

Verständnis von der armutspolitischen Bedeu-
tung der Zeitungen in den Redaktionen erheb-
lich erweitert werden. 

Rainer Kazig ist Assistent am Seminar sozial-
wissenschaftliche Geographie an der Ludwig-
Maximilians-Universität München. Kontakt: 
rainer.kazig@ ws.tum.de 

Anmerkungen 
1 Die Untersuchung bezieht sich auf sechs deut-
sche Straßenzeitungsprojekte (BISS in Mün-
chen, Donaustrudl in Regensburg, Hlnz&Kunzt 
in Hamburg, RISS in Augsburg, Straßenkreu-
zer in Nürnberg, und von ungelkumm erus in 
Köln), die Aneignung der Zeitung durch die 
Leserinnen und Leser in Hamburg und Mün-
chen sowie die Bedeutung der Verkaufstätig-
keit für die Verkäuferinnen und Verkäufer. Sie 
ist Teil einer Arbeit, die 2001 an der Fakultät 
für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften der 
Technischen Universität München als Disser-
tation angenommen wurde. 
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TAGUNGSBERICHT 

Europas Töchter 
Frauenbewegungen in Europa 
Zur Europäischen Union gehören gegenwärtig 
193 Millionen Frauen - weitere 54 Millionen 
werden aus den 12 Beitrittsländern hinzukom-
men. Dann werden ca. 10 Millionen mehr Frau-
en als Männer in der E U leben. Seit Jahrzehn-
ten bemühen sich Frauenbewegungen in West-
europa mit Erfolg dämm, zu verhindern, dass 
Europas Frauen in die Hinterzimmer des Euro-
päischen Hauses' verwiesen werden. So ist bei-
spielsweise das EU-Konzept des Gendermain-
streaming, demzufolge in allen Bereichen der 
E U berücksichtigt werden soll, wie die geplan-
ten Reformen Frauen betreffen, ein Ergebnis 
aktiver Interessenvertretung durch Frauen. Aber 
auch in Mittel- und Osteuropa engagieren sich 
Frauenbewegungen und -Organisationen schon 
seit Jahren länderübergreifend für eine Politik, 
die Frauen und ihre Anliegen einbezieht. Inwie-
weit verstehen sich verschiedene Frauenbewe-
gungen als feministische Bewegungen'? Wel-
che Erfahrungen, Erwartungen und Strategien 
haben diese Initiativen und Netzwerke in Ost-
mittel- und Westeuropa in Bezug auf die EU? 
Können sie auf dem konfliktreichen Weg der 
EU-Erweiterung Interessenunterschiede über-
brücken, gemeinsame Ziele entwickeln und sich 
gegenseitig unterstützen und stärken? 

Diese Fragen wurden vom 14. bis 16. Juni 
2002 auf der Tagung ,Europas Töchter - Tra-
ditionen, Erwartungen und Strategien von Frau-
enbewegungen in Europa' von Referentinnen 
aus elf europäischen Staaten (EU-Mitglieds-, 
Beitritts- und anderen Ländern) diskutiert. Ver-
anstaltet wurde die Tagung von der Evangeli-
schen Akademie zu Berlin, der Evangelischen 
Akademie Thüringen, der Heinrich-Böll-Stif-
tung, des Ost-West-Europäischen Frauennetz-
werkes (OWEN). 


